
501 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates VIII. GP ~ 

Bericht 
des Handelsausschusses 

über die Regierungsvorlage (473 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Ziviltech­
nikergesetz abgeändert und ergänzt wird. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll 
das Ziviltechnikergesetz, BGBl. Nr. 146/1957, 
abgeändert und ergänzt werden. Obwohl die 
vorgesehene Abänderung des Ziviltechniker­
gesetzes die geltenden Bestimmungen des § 31 
Abs. 1, 2, 4, 5, 6 und 7 nicht berührt, wurde der 
übersichtlichkeit halber der § 31 in seiner Gänze 
einschließlich der unberührt gebliebenen Rechts­
vorschriften aufgenommen. 

Der Handelsausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seiner Sitzung am 1. Juli 1958 beraten. 
Auf Grund eines g,emeinsamen Antrages der Ab­
geordneten M a r kund K r i p p n e r wurde die 
Reg,ierungsvorlage sodann mit einigen Abände-· 
rungen einstimmig beschlossen. 

Im einzelnen ist zu den Bestimmungen der 
Regierungsvorlag,e unter Berücksichtigung der 
vom Ausschuß vorgenommenen Änderungen 
folgendes zu bemerken: 

Zu § 11 Abs. 4: 

Die ursprünglich in § 8 lit. b geforderte sie­
benjährige praktische Betätigung wurde im Zivil­
technikergesetz auf fünf Jahre herabgesetzt. Es 
liegt nunmehr kein Anlaß vor, von dem in § 11 
Abs. 4 des Ziviltechnikergesetz,es genannten Per­
sonenkreis eine mehr als fünf jährige praktisch,e 
Betätigtingzu verlang,en. Außer der Gleichstel­
lung der Praxiszeit von fünf Jahren ist es den 
betreffenden Personen im Falle der Anerkennung 
der Bundes(Staats)baudienstprüfung, der Prü­
fung für den höheren technischen Dienst ~ein­
schließlich der Prüfung für die Osterreichischen 
Bundesbahnen und die Post- und Telegraphen­
verwaltung) oder Fachprüfung für den höheren 
Arbeitsinspektionsdienst nicht zumutbar, daß sie 
nach ihrer Tätigkeit im öffentlichen Dienst als 

Wahrer der öffentlichen Interessen eine Prüfung 
über die Vorschriften der Standesangelegenheiten 
und Berufsfragen ablegen, da sie in ihrer Tätig­
keit im öffentlichen Interesse ständig mit gleich­
artigen Standesfragen befaßt sind. 

Zu § 31 Abs. 3: 

Im Hinblick darauf, daß seit der Verlaut­
barung des Ziviltechnikergesetzes, BGBl. Nr. 146/ 
1957, ein volles Jahr verstrichen ist, sah sich der 
Ausschuß veranlaßt, eme Fristerstreckung vor­
zunehmen. 

Zu § 31 Abs. 8: 

Der Ausschuß hat den ursprünglichen Abs. 8 
der Reg,ierWlgsvorlage unterteilt in die Abs .. 8 a 
und 8 b, wobei der Abs. 8 a im wesentlichen die 
Bestimmungen des früheren Abs. 8 der Regie­
rungsvorlage übernommen hat. Außerdem hat 
der Ausschuß aus den zu § 31 Abs. 3 angeführ­
ten Gründen eine Fristverlängerung vorgenom­
men. Im neugefaßten Abs. 8 b wird Personen, 
die das Alter von 50 Jahren erreicht haben und 
mindestens 10 Jahre auf den Gebieten der Ar­
chitektur und_ des Hochbaues tätig waren, die 
theoretische Prüfung erlassen. 

Zu § 31 Abs. 9: 

Hier nahm der Ausschuß lediglich eine Rich­
tigstellung der Bezeichnung "Gebiet der Bau­
kunst" in "Gebiete der Archit,ektur und des 
Hochbaues" vor. Außerdem wurde der Ausdruck 
"hochwertige Leistungen" durch "vollwertige 
Leistungen" ersetzt. 

Zu § 31 Abs. 10: 

Der Ausschuß sah sich aus den gleichen wie zu 
§ 31 Abs. 3 angdührten Gründen veranlaßt, 
Fristerstreckungen vorzunehmen. 
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Zu § 31 Abs. 11: 

Der Ausschuß beschloß, eine Richtigstellung 
der Worte "Abs. 8 oder 1 0" in "Abs. 8 bis 1 0" 
vorzunehmen. 

Zu § 31 Abs. 12: 

Ebenso nahm der Ausschuß eine Richtigstel­
lung der Worte "Abs. 8 bis 10" in "Abs. 9 
und 10" vor. 

Ziviltechnikergesetzes den Tit,el Architekt ge­
führt haben, unterstützt. Mit diesem verliehenen 
Titel ist für den Personenkreis des öffentlichen 
und priv~ten Dienstes keine Befugnis eines Ar­
chitekten verbunden. Im Hinblick darauf, daß im 
Bundesgesetz BGBL Nr. 61/1937 das erstemal 
der Titel Architekt festgelegt wurde, hat der 
Ausschuß den Stichtag 1. Jänner 1938 für die 
Weiterführung des Titels Architekt gewählt. 

Zu § 31 Abs. 13: Der Handelsausschuß stellt den An t rag, 
Der Ausschuß nahm eine Änderung insofern der Nationalrat wolle dem an g e sc h los s e- '/. 

vor, als der Abs. 13 der Regierungsvorlage als n enG e set zen t w 1.1 r f die verfassungs-
Abs. 14 bezeichnet wurde. In dem neuen Abs. 13 mäßige Zustimmung erteilen. 
wird ein Begehren jener Personen im öffentlichen 
oder priva~en Dienst, die vor Verlautbarung des Wien, am 1. Juli 1958 

Wallner 
Berichterstatter 

Dr. Rupert Roth 
Obmann 
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.j. 

Bundesgesetz vom , mit dem i § 11 Abs. 3 Et. abis c dann 'befreit, wenn sie 
das Ziviltechnikergesetz abgeändert und er- eine praktische Verwendung im Bundesvermes-

gänzt wird. sungsdienst in der Dauer von mindestens zehn 

Der Nationalrat hat' beschlossen: 

Art,ikel J. 

Das Ziviltechnikergesetz, BGBL Nr. 146/1957, 
wird abgeändert und ergänzt wie folgt: 

1. Der § 11 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten: 
,,§ 11. (4) Befreit von den Prüfungsgegenstän­

den gemäß Abs. 3 lit. abis d sind Professoren 
und Doz-enten jener praktischen Fächer, die Ge­
genstand der Staatsprüfung an Hochschulen tech­
nischer Richtung sind, sowie die Leiter einer 
Meisterschule für Architektur an der Akademie 
der bildenden Künste oder einer Meisterklasse 
für Architektur an der Akademie für angewandte 
Kunst. Weiters sind im gleichen Umfang befreit 
nach einer mindestens fünf jährigen praktischen 
Betätigung in dem Fachgebiet bei Nachweis:" 

2. Der § 31 hat zu lauten: 

,,§ 31. (1) Die vor Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes erteilten Befugnisse bleiben als Befug­
nisse im Sinne der zur Zeit der Befugniserteilung 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen und mit 
alLfälligen Erweiterungen des Berechtigungsum­
fanges . gemäß diesem Bundesgesetz weiter in 
Geltung. 

(2) Die an der Fachklasse für Architekuur der 
ehemaligen Reichshochschule für angewandte 
Kunst in Wien und späteren Hochschule für an­
gewandte Kunst abgeschlossenen Studien wer­
den als Studiennachweis gemäß § 9 Abs. 1 lit. a 
anerkannt. 

(s) Inhabern von Amtsbescheinigungen UIl!d 
Opferausweisen nach dem Opferfürsorgegesetz 
sowie Kriegsteilnehmern und Dienstverpflichteten 
des zweiten Weltkrieges, die sich bis 31. Juli 
1962 um eine Befugnis bewerben, kann bei Zu­
treffen der sonstigen Vo,raussetzungen eine 
Verkürzung der gemäß § 10 Abs. 1 vor­
geschriehenen praktis,chen Verwendung um die 
glaubhaft nachg-ewiesene Zeit der Behinderung, 
jedoch um höchst-ens zW,ei Jahre durch die Ver­
leihungsb~hörde gewährt werden. 

(4) Bewerber um die Befugnis eines Ingenieur­
konsulenten für Vermessungswesen, die vor dem 
16. Juli 1928' in den Bundesvermes,sungsdienst 
aufgenommen ,worden sind und die Fachprüfung 
für den höheren Vermessungs dienst nicht nach­
weisen können, sind von der Prüfung gemäß 

Jahren nachzuweisen vermögen. 
(5) Bewerber um die Befugnis e,iIl!es Ingenieur­

konsulenten für Landwirtschaft oder eines In­
genieurkonsulenten oder Zivilingenieurs für 
Forstwirtschaft oder für Kulturtechnik, die vor 
dem 12. Juni 1930 in den höheren technischen 
Agrardi,enst eingetreten sind und die Fachprüfung 
für den höheren technischen Agrardienst Il!icht 
nachweisen können, .c;ind von der PrüfuIl!g gemäß 
§ 11 Abs. 3 Et. abis c dann befreit, wenn sie 
eine praktische Verwendung im höheren tech­
Il!ischen Agrardienst .in der Dauer von mindestens 
zehn Jahren nachzuweiren vermögen. 

(ii) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes in Verwendung stehenden Siegel 
sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Bundesge.c;etzes der IngeIl!ieurkammer z,ur 
überprüfung vorzulegen. Nach dies,em Zeitpunkt 
dürfen nur Siegel verwendet werden, die den Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechen. 

(7) Die auf Grund der Ausnahmebestimmungen 
der Verordnung BGBL Nr. 61/1937 in der Zeit 
vom 13. März 1938 bis 27. April 1945 erteilten 
Nachsichten gelten nicht als Nachsichten im Sinne 
dieses Bundesgesetzes. 

(8) a) Personen, die vor Verlautbarung des 
Bundesgesetzes, BGBL Nr. 146/1957, selb­
ständig und hauptberuflich, jedoch ohne 
Befugnis, auf den Gebieten der Architektur 
und des Hochbaues praktisch tätig waren 
und die Vorauss,etzungen für die Verlei­
hung der Befugnis eines Architekten mit 
Ausnahme des Nachweises der im § 8 lit. b 
und c festgelegten Erfordernisse erfüllen, 
hat das Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau die W,eiterführung ihrer 
Tätigkeit bis zur Erlangung d~r Befugnis, 
längstens jedoch bis 31. Juli 1962, zu be­
willigen. Um die Bewilligung zur Weiter­
führung dieser Tätigkeit ist in sinngemäßer 
Anwendung der Bestimmungen des § 15 
Abs. 2 innerhalb· von dr-ei Monaten ab 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr ....... anzusuchen, wobei die bisherige 
Berufstätigk~it vom Bewerber nachzuwei­
sen ist. Die selbständige und hauptberuf­
liche Tätigkeit dieser Personen ist bei son­
stiger Eignung einer praktischen Betätigung 
im Sinne des § 10 Abs. 1 und Abs. 2 lit. a 
gleichzuhal ten. 
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b) Personen, die am 31. Juli 1958 das 50. Le- Betätigung, längstens jedoch bis 31. Juli 1962; 
bensjahr vollendet haben, sind auf An- anzusuchen. 
such-en von der Prüfung nach § 8 lit. c zu (11) Personen, denen eine Bewilli.gung nach 
befreien, wenn sie die Voraussetzungen Abs. 8 bis 10 erteilt worden ist, sind verpflich­
nach § 8 lit. a erfüllen. Für die Einbrin- tet, bei ihrer Tätigkeit die Staridesregeln der Ar­
gung der Ansuchen gelten sinngemäß die chitekten (§ 24) e,inzuhalten. 
Bestimmungen des § 15 Abs. 2. I (12) Personen, die am 8. Juli 1957 sclb~tändig 

eine Tätigkeit auf den GebIeten der ArchItektur 
(9) Das Bundesministel'ium für Handel und und des Hochbaues ausgeübt haben, jedoch die 

Wiederaufbau hat nach Einholung des Gutachtens Voraussetzungen für die Verleihung der Befug­
der zuständigen Ingenieurkammer und des vom nis eines Architekten selhstunter Berücksichti­
Bundesministerium für Handel und W.iederauf- gung der Bestimmungen der Abs. 9 und 10 nicht 
bau bestellten Beirates Bewerbern um dIe Befug- erfüllen, hat das BUindesministerium für Handel 
nis eines Architekten die Nachsicht der vaorge- und Wiederaufbau auf Ansuchen die Bewilligung 
schriebenen Fachstudien (§ 9 Abs. 1 lit. a) und zu erteilen, ihr-e Tätigkeit zum Zwecke der Be-' 
die Na-chsicht von einzelnen oder allen vor- endigung der bereits übernommenen Aufträge, 
geschriebenen Prüfungsgegenständen (§ 11 Abs. 3 längstens aber bis 8. Juli 1959, weiterzuführen. 
lit. abis d) zu erteilen, wenn die Bewerber im Um die Bewililigung zur Weiterführung ihrer 
Zeitpunkt des Ansuchens seit mindestens zehn Tätigkeit ist in sinngemäßer Anwendung der Be­
Jahren auf den Gebieten der Architektur und stimmungen des § 15 Abs. 2 innerhalb von drei 
des Hochbaues praktisch tätig waren und voll- Monaten ab Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
wertige Leistungen auf diesem Gebiete nachwei- BGBL Nr ........... anzusuchen, wobei die zu 
sen können. Der Beirat besteht aus einem Pro- erfüllenden Aufträge nachzuweisen sind. 
fessor der Studienrichtung . Archite~tur e!ner (13) Physische Personen, welche im öffentlichen 
technischen Hochschule, emem LeIter ,eIn:r oder privaten Dienst stehen und am 1. Jänner 
Meisterschule für Architektur an der AkademIe 1938 den Titel Architekt geführt haben, sind 
der bildenden Künste in Wi~~, einem Leiter berechtigt, um die Weiterführung des Titels beim 
einer Meisterklasse für ArchItektur an der Bundesministerium für Handel und Wiederauf­
Akademie für angewandte Kunst in Wien und bau anzusuchen. Das Bundesministerium für 
zwei Architekten als Vertretern der Ingenieur- Handel und Wiederaufbau hat diesem Ansuchen 
kammern. Die Professoren werden im Einver, stattzugeben, wenn die Studien nach § 9 Abs. 1 
nehmen mit dem Bundesministerium für Unter- lit. a und zum Zeitpunkt des Ansuchens eine 
ficht best-ellt: Um die Bewilligung dieser Nach- mindest fünf jährige praktische Tätigkeit auf den 
sichten ist in sinngemäßer Anwendung der Be- Gebieten der Architektur oder des Hochbaues 
stimmllingen des § 15 Abs. 2 ,innerhalb von drei nachgewiesen werden können. Die gesetzliche 
Monaten ab Inkrafttreten des Bundesgesetzes Befugnis eines Architekten ist mit diesem Titel 
BGBL Nr ...... anzusuchen. nicht verbunden. 

(14) Physische Personen, welche bis zum 31. De-
(10) Personen, die die im Abs. 9 vorgeschrie- zember 1952 eine Konzession gemäß § 15 Abs. 1 

bene z-ehnjährige praktische Betätigung nicht Z. 6 GewO. für das Baumeistergewerbe erlangt 
nachweisen können, aber am '8. Juli 1957 ohne haben und im Zeitpunkt des Inkrafttretens die­
Befugnis selbständig und hauptberuflich auf den ses Bundesgesetzes tatsächlich ausüben, können, 
Gebieten der Architektur und des Hochbaues insofern sie einer Ingenieurkammer nicht ange­
mindestens seit 1. Juli 1952 tätig waren, hat das hören, den Titel ,Architekt' während des Be­
Bundesministerium für Handel und Wiederauf- standes ihrer Gewerbeberechtigung weiterführen. 
bau die Bewilligung zur Weiterführung ihrer Dasselbe gilt für physische Personen, die eine 
Tätigkeit bis zur Erlangung der angestrebten Konzession gemäß § 15 Abs. 1 ,? 6 GewO. für 
Befugnis, längstens j-edoch bis 31. Juli 1962, zu das Brunnenmeister-, Maurer-, Steinmetz- oder 
erteilen, wenn ihre bisherigen. Leistungen eine Zimmermannsgewerbe erlangt haben, jedoch 
Gewähr bieten, daß bis zu dies pm Zeitpunkt die unter der Voraussetzung, daß diese Konzessions­
Voraussetzungen des Abs. 9 erfüllt werden. Um inhaber bis zum 31. Dezember 1952 den Titel 
die BcwiUigung zur Weiterführung ihrer Tätig- Architekt nachweisbar geführt und mindestens 
keit haben die Bewerber in sinngemäßer An- die Reif.eprüfung an einer Bundesgewerbeschule, 
wendung der Bestimmungen des § 15 Abs. 2 höhere Abteilung für Hochbau, in österreich mit 
innerhalb von drei Monaten ab Inkrafttreten des Erfolg abgelegt haben. Die gesetzliche Befugnis 
Bundesgesetzes BGBL Nr ......... anzusuchen, eines Architekten ist mit diesem Titel nicht ver-
wobei die bisherige Berufstätigkeit vom Bewer- bunden." 
ber nachzuweisen ist. Vor der Bewilligung ist das Artikel 11. 
Gutachten des Beirates (Abs. 9) einzuholen; Um 
die Erteilung der Befugnis eines Architekten ge- _ Mit der Vollziehung dieses Bundesg-esetzes ist 

. mäß Abs. 9 ist nach Erbringung des Nachweises .das Bundesministerium für Handel und Wieder­
der vorgeschriebenen zehnjährigen praktischen a-u,fbau betraut. 
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